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An den Ministerpräsidenten Mario Voigt 
und den Bildungsminister Christian Tischner 

 

Hausaufgaben für die ersten 100 Tage  

Der tlv thüringer lehrerverband übergibt der Landesregierung und dem Thüringer 
Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur „Hausaufgaben“ für die ersten 100 
Tage der Regierungszeit. 

Sowohl im Wahlkampf als auch in den jeweiligen Wahlprogrammen spielte die 
Bildungspolitik und vorrangig der Bereich Schule eine große Rolle – aus unserer Sicht zu 
Recht. 

Gemeinsam mit Ihnen wollen wir die Thüringer Bildungslandschaft verbessern und 
unsere Schulen ein ganzes Stück voranbringen. 

Wir stehen Ihnen mit unserer Expertise aus den Bereichen Schule und Bildung jederzeit 
gern als Partner zur Verfügung und freuen uns auf die Zusammenarbeit. 
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1. Mehrarbeit ab der ersten Stunde 
 

Der zunehmende Lehrkräftemangel macht es notwendig, dass Lehrerinnen und Lehrer 
oftmals über ihr eigentliches Stundensoll hinaus beschäftigt werden. 
Vertretungsstunden, die vor ein paar Jahren noch die Ausnahme darstellten, gehören 
heute zur Tagesordnung. Drei Unterrichtsstunden pro Monat muss eine Vollzeitkraft 
abgeltungsfrei leisten. Dies regelt der Gesetzgeber für den Ausnahmefall. 
Lehrermangel, Vertretungsstunden und die daraus resultierende Mehrarbeit sind aber 
schon lange kein Ausnahmefall mehr, sondern leider längst die Realität. 

 

Wir fordern deshalb die Bezahlung der Mehrarbeit ab der ersten 
Unterrichtsstunde. Die Mehrarbeitsvergütung sollte sich an der Grundbesoldung 
orientieren und die Beschäftigten sollten die Wahl haben, ob sie die 
Mehrarbeitsstunden auf einem Lebensarbeitszeitkonto ansparen, in Freizeit 
ausgleichen oder ausbezahlt haben wollen. 

 

Begründung:  

Durch fehlendes Personal (derzeit knapp 1.000 offene Lehrerstellen im Karriereportal) 
kommt es zu einer Über- und Mehrarbeit in den Kollegien im Bildungsbereich. Diese 
Mehrarbeit ist also nicht auf den vom Gesetzgeber genannten "Ausnahmefall", sondern 
auf die generelle personelle Unterversorgung zurückzuführen. Die Mehrarbeit ab der 
ersten Stunde zu vergüten, in Freizeit auszugleichen bzw. die Wahlmöglichkeit des 
Ansparens auf einem Lebensarbeitszeitkonto wäre nicht nur wertschätzend und fair, 
sondern auch im Interesse der Beschäftigten. 
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2. Erzieher auf 100 Prozent  
 

Vom Land angestellte Horterzieherinnen und -erzieher werden in der Regel mit einem 
Stellenumfang von maximal 80 Prozent eingestellt und haben im Rahmen ihrer Tätigkeit 
kaum eine Möglichkeit, ihr Stundenpensum zu erhöhen. Trotz der zunehmenden 
zeitlichen und inhaltlichen Anforderungen, beispielsweise durch die gestiegene Anzahl 
immigrierter Kinder, und dem an Grundschulen vorherrschenden Personalnotstand, 
wurde eine weitreichende Stellenaufstockung bislang nicht ermöglicht. Dies trifft 
selbstverständlich auch auf die Thüringer Gemeinschaftsschulen zu. Dieser Umstand 
stellt hinsichtlich des Einkommens und der Flexibilität im Vergleich zu den kommunal 
angestellten Erzieherinnen und Erziehern zudem einen erheblichen Nachteil in der 
Lebensgestaltung dieser Beschäftigten dar.  

 

Wir fordern deshalb die Möglichkeit der Vollzeiteinstellung oder 
Vollzeitaufstockung für alle vom Land angestellten Horterzieherinnen und 
Horterzieher. 

 

Begründung: 

Mit Blick auf die vielerorts angespannte Personalsituation stellt die Möglichkeit der 
Vollzeitbeschäftigung eine der Schulwirklichkeit begegnende sowie der zeitgemäßen 
flexiblen Lebensplanung angestellter Horterzieher und Horterzieherinnen 
entgegenkommende Maßnahme dar. Weiterhin liegt in der Aufstockung des 
Arbeitsumfangs der Erzieherinnen und Erziehern eine Ressource, um den 
Personalmangel etwas abzufangen. 
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3. Zulagensystem endlich wie im Gesetz 
 

Die Aufgaben, die Lehrkräfte erfüllen sollen, nehmen von Jahr zu Jahr zu. Viele dieser 
Aufgaben haben mit dem eigentlichen Beruf einer Lehrkraft wenig zu tun und können 
deshalb nicht einfach mit Anrechnungsstunden „gegengerechnet“ werden. Das 
Thüringer Besoldungsgesetz würde Zulagen beispielsweise auch für 
Beratungslehrkräfte, Verantwortliche für Ausbildung und die Kolleginnen und Kollegen, 
die Seiten- oder Quereinsteiger betreuen, ermöglichen. 

 

Wir fordern deshalb ein faires und transparentes Zulagensystem für alle 
zusätzlichen Aufgaben, die nicht im Stundensoll einer Lehrkraft abgebildet 
werden können. 

 

Begründung:  

Immer weniger Lehrkräfte sind bereit, zusätzliche Aufgaben zu übernehmen, da die 
Anreize für die Mehrfachbelastungen zu gering sind. Eine zweijährige zusätzliche 
Weiterbildung zum Beratungslehrer endet beispielsweise oftmals in viel zu wenigen 
Anrechnungsstunden, um überhaupt den Aufgaben in Zeiten zunehmender 
Heterogenität gerecht zu werden. 

Seiten- und Quereinsteiger, aber auch die Lehramtsanwärterinnen und -anwärter 
werden von meist erfahrenen Kolleginnen und Kollegen an den Schulen betreut. In 
Zeiten, in denen wir überall einen Mangel haben, erhalten diese Kollegen meist nur 
eine Anrechnungsstunde, die nicht ansatzweise dafür ausreicht, eine zielführende 
Begleitung mit Vorbereitung, Hospitation und Nachbesprechung zu gewährleisten. 

Verwaltungsaufgaben, die nichts mit dem Lehrerberuf zu tun haben, müssen an 
Verwaltungsfachangestellte oder Schulsachbearbeiter übertragen werden. 
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4. Zulagensystem für ältere Kollegen 
 

Brandenburg macht es vor – Thüringen macht es hoffentlich bald nach: Ein 
Zulagensystem für ältere Lehrkräfte. Künftig können Lehrkräfte in Brandenburg, die 
über das 63. Lebensjahr hinaus arbeiten, einen Antrag auf eine monatliche Zulage 
stellen – und diese dürfte ihnen bei der angespannten Lage auch gewährt werden. Wer 
ein oder zwei Schulhalbjahre länger arbeitet, erhält in dieser Zeit monatlich 700 Euro 
zusätzlich. Für das dritte und vierte Schulhalbjahr, um das ältere Lehrkräfte ihre 
Dienstzeit verlängern, erhalten sie jeweils 800 Euro. Ab dem fünften Schulhalbjahr gibt 
es sogar 900 Euro pro Monat. Es läuft also auf einen Zuschlag von bis zu 10.800 Euro 
im Jahr hinaus.1 

 

Wir fordern deshalb für Thüringen ebenso ein attraktives Zulagensystem für ältere 
Kolleginnen und Kollegen, um diese erfahrenen Personen wertzuschätzen und 
möglichst lange im Dienst zu halten. 

 

Begründung:  

In Thüringen verlassen immer mehr Lehrkräfte vor Erreichen der Altersgrenze den 
Schuldienst. Um dies zu verhindern, braucht es neben zahlreichen Maßnahmen der 
Entlastung auch ein attraktives Zulagensystem für diese Kolleginnen und Kollegen. 
Programme wie „Grau macht schlau“ oder „Seniorexperte/Seniorexpertin“ zeigen meist 
aufgrund der Eingruppierung, der Ferienregelungen und der Hinzuverdienstgrenzen nicht 
den gewünschten Erfolg. Zudem ist das Weiterbeschäftigungsprozedere zu kompliziert 
und nimmt zu viel Zeit in Anspruch, was einige Personen weiterhin abschreckt.   
Viele, gerade ältere Lehrkräfte, fühlen sich durch die Sonderzuschläge für junge 
Kolleginnen und Kollegen benachteiligt. Ein Zulagensystem wie in Brandenburg könnte 
deren vorzeitiges Ausscheiden aus dem Dienst vermindern. 

 

 

 

 

 

 
1 vgl. https://www.maz-online.de/brandenburg/zulage-fuer-brandenburgs-lehrer-bis-zu-10-800-euro-
zusaetzlich-fuer-beamte-FRKERKGV75EVTLC3F3GARP3MMI.html 
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5. Entlastung durch muliprofessionelle Teams 
 

An vielen Schulen herrscht eine angespannte Situation, die durch immer höhere 
Anforderungen an Lehrkräfte geprägt ist. Insbesondere die Integration von Schülerinnen 
und Schülern mit Migrationshintergrund, die Förderung individueller Lernbedürfnisse 
der Lernenden und die zunehmende Digitalisierung stellen Herausforderungen dar, die 
oft nicht von den Lehrkräften allein bewältigt werden können. Damit diese entlastet 
werden, sind multiprofessionelle Teams im Schulalltag unverzichtbar. 

 

Wir fordern deshalb multiprofessionelle Teams, bestehend aus beispielsweise 
Schulpsychologen, Verwaltungspersonal, pädagogischem Personal an jeder 
staatlichen Schule in Thüringen. 

 

Begründung:  

Pädagogische Assistenzkräfte leisten beispielsweise einen entscheidenden Beitrag zur 
Verbesserung des schulischen Alltags sowie zur Chancengleichheit. Sie unterstützen 
Lehrkräfte bei der individuellen Betreuung der Schüler und ermöglichen eine effektivere 
Nutzung der Unterrichtszeit. Darüber hinaus helfen sie, Sprach- und Kulturbarrieren zu 
überwinden. Dies ist besonders wichtig bei einer zunehmend heterogenen 
Schülerschaft, bei der Austausch und das Verständnis zwischen verschiedenen 
Kulturen gefördert werden sollte. 

Durch ihre vielseitige Einsetzbarkeit – sei es zur Unterstützung in Lernzeiten, zur 
Übernahme von Aufsichten bei kurzfristigen Ausfällen von Lehrkräften oder zur 
Begleitung digitaler Lernprozesse – tragen pädagogische Assistenzkräfte maßgeblich zur 
Stabilität und Kontinuität des Unterrichts bei. 

In Anbetracht dieser vielfältigen Aufgaben sind pädagogische Assistenzkräfte unbedingt 
notwendig, um die Qualität der Bildung in Thüringen zu sichern. Diese Assistenzkräfte 
können jedoch nicht ansatzweise alles auffangen und haben teilweise keine 
pädagogische Ausbildung. Somit sind Profis im breiten Spektrum gefragt und ein 
multiprofessionelles Team ist an jeder Schule unabdingbar. 
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6. Verbindliche Klassenlehrerstunde 
  

Die Einführung der „verpflichtenden Klassenlehrerstunde“ wurde erstmalig zum 
Schuljahr 2024/2025 in der Verwaltungsvorschrift geregelt. Hierbei handelt es sich um 
ein Modellprojekt, welches den ersten Schritt und ein erstes Signal der Wertschätzung 
für Klassenlehrer und Stammkursleiter darstellen soll. Die verpflichtenden 
Klassenlehrerstunden sind laut der Verwaltungsvorschrift aus der Schulpauschale zu 
entnehmen. Sie stehen nicht zusätzlich zur Verfügung.  

Es ist hierbei lediglich eine Mindestanzahl festgelegt und längst nicht alle 
Klassenlehrer oder Stammkursleiter erhalten eine Anrechnungsstunde.  

 

Wir fordern deshalb eine verbindliche Klassenlehrer- beziehungsweise 
Stammkursleiterstunde für jede Schulart. Diese Anrechnungsstunde führt zu einer 
Abminderung, also zur Reduzierung der Unterrichtsverpflichtung um eine 
Wochenstunde. Diese Abminderungsstunden werden nicht aus der für die 
gesamte Schule zur Verfügung stehenden Schulpauschale entnommen.  

 

Begründung:  

Klassenlehrer bzw. Stammkursleiter haben vielfältige Aufgaben, die zum Teil in § 26 der 
Dienstordnung für Lehrer, Erzieher und Sonderpädagogische Fachkräfte an staatlichen 
Schulen in Thüringen geregelt sind. Diese umfassen zum Beispiel:  

• Ansprechpartner der Schüler und Erziehungsberechtigten,  

• organisiert die Klassenelternversammlung und führt diese durch,  

• beruft die Klassenkonferenz ein,  

• organisiert Wandertage, Ausflüge, Exkursionen und Klassenfahrten,  

• entscheidet über die Beurlaubung von Schülern,  

• führt Schuldokumente, die die Klasse betreffen, 

• Differenzierung im Rahmen der Inklusion und die damit verbundene 
Zusammenarbeit mit multiprofessionellen Teams, wenn vorhanden.  

Erfahrungsgemäß nehmen die Aufgaben eines Klassenlehrers jährlich zu. Es bedarf 
hier dringend Entlastung und Wertschätzung. 
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7. Lehramtsausbildung 
 

In einem kleinen Bundesland wie Thüringen „leisten” wir uns für das 
Regelschullehramt drei verschiedene Ausbildungsmodi. An der Universität Jena 
können Personen Regelschullehramt mit dem Abschluss des ersten Staatsexamens 
studieren. An der Erfurter Universität studiert man nach dem Modell Bachelor und 
Master of Education. Zudem können dort seit Oktober 2024 Abiturientinnen und 
Abiturienten Regelschullehramt dual studieren.   
Diese verschiedenen Ausbildungstypen führen zu Verwirrung und Konkurrenz zwischen 
den Studierenden. Wir begrüßen die Etablierung des Dualen Studiums für das 
Regelschullehramt und fordern die Ausweitung des Angebots der Ausbildungsfächer 
sowie eine Erhöhung der Anzahl an Studienplätze. Die Kapazitäten an der Universität 
Erfurt sollten sich in den nächsten Jahren ausschließlich auf das Duale Studium 
konzentrieren. An der Universität Jena kann das klassische Studium mit dem 
Staatsexamen verbleiben.   

 

Wir fordern deshalb eine Ausweitung der Studienplätze auf mindestens 100 im 
nächsten Durchgang des Dualen Studiums für das Regelschullehramt. Weiterhin 
sollten schnellstmöglich vor allem die Bedarfsfächer (gemäß der 
Verwaltungsvorschrift über die Gewährung von Sonderzuschlägen) als 
Studienfächer möglich sein. Eine Ausweitung des Dualen Studiums auf alle 
Schularten ist anzustreben.  

 

Begründung: 

In der Verwaltungsvorschrift „Sonderzuschläge” werden regelmäßig die Bedarfsfächer 
genannt. Diese müssen auch bei den Ausbildungsfächern des Dualen 
Regelschullehramtes bedacht werden.   

Diese sollten im nächsten Ausbildungsjahrgang unbedingt sein:   

• Physik  

• Chemie  

• Biologie  

• Informatik  

• Geografie  

Außerdem müssen die Ausbildungshöchstzahlen unbedingt hochgesetzt werden, um 
der Nachfrage nach dem dualen Studiengang nachzukommen sowie den Bedarf 
wenigstens annähernd zu decken. 
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8. Erfolgreiche Seiteneinsteiger 

In ganz Thüringen sind die Kampagnen des Bildungsministeriums zu lesen: „Werde 
LehrerIn in Thüringen!“, „Dein Weg in den Thüringer Schuldienst“, „Thüringen sucht 
Lehrerinnen und Lehrer!“. Diesem Ruf folgten zahlreiche qualifizierte Fachkräfte, die 
über einen universitären Hochschulabschluss, einen Fachhochschulabschluss, eine 
mindestens zweijährige Fachschulausbildung oder eine Meisterprüfung verfügen. 

Wie vom Ministerium für Bildung, Jugend und Sport gefordert, absolvieren die 
Seiteneinsteiger neben ihrer Unterrichtsverpflichtung in den Thüringer Schulen die 
Nachqualifizierung bzw. die Weiterbildung, um wichtige pädagogische Kenntnisse und 
Fähigkeiten zu erwerben. Diese Qualifizierungsmaßnahmen entsprechen hinsichtlich 
der Anforderungen, Qualitätsmerkmale und Prüfungen dem Vorbereitungsdienst, der 
von den Lehramtsanwärterinnen und -anwärtern nach dem Studium zu absolvieren ist. 

Nach erfolgreichem Abschluss gibt es jedoch eine grundlegende Ungerechtigkeit:  
Die Entlohnung! 

Während Absolventen mit dem 1. Staatsexamen beziehungsweise dem Master of 
Education direkt mit der Entgeltgruppe 13 starten, ändert sich für die Seiteneinsteiger 
nichts. Vertreter des universitären Bereichs erhalten in der Regel die Entgeltgruppe E12, 
während die Seiteneinsteiger mit einem Fachhochschulabschluss oder der mindestens 
zweijährigen Fachschulausbildung in der Entgeltgruppe E11 verbleiben. Es gibt zudem 
einige Festlegungen der jeweiligen Schulämter, die Fachkräfte mit entsprechender 
Weiterbildung in die Entgeltgruppe E10 einzugruppieren. 

Wir fordern deshalb eine gerechte und transparente Entlohnung für 
Seiteneinsteiger, die alle Programme der Nachqualifizierung durchlaufen und 
erfolgreich abgeschlossen haben. 

 

Begründung: 

Seiteneinsteiger leisten die gleiche Arbeit wie grundständig ausgebildete Lehrkräfte. 
Dazu gehören unter anderem die Klassenleitung, das Unterrichten mehrerer – teilweise 
auch fachfremder – Unterrichtsfächer und die Übernahme von Vertretungsstunden. 
Zudem bereichern viele Seiteneinsteiger die Thüringer Schulen, indem sie ihre 
Erfahrungen aus dem Berufsleben in die Schule integrieren und somit gemeinsames 
Wachstum fördern. Viele der oben genannten Seiteneinsteiger verfügen bereits seit 
Monaten oder gar Jahren über die entsprechenden Qualifikationen und haben dennoch 
keinerlei Aussicht auf eine angepasste und gerechte Entlohnung für ihre geleistete 
Arbeit. 
Ohne eine gerechte Entlohnung werden dem Thüringer Schuldienst qualifizierte 
Fachkräfte verloren gehen, die mittlerweile ein fester Bestandteil unseres 
Bildungssystems geworden sind. 
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9. Wegfall der dienstlichen Regelbeurteilung 

In den Medien und im Koalitionsvertrag liest man, dass überall ein Bürokratieabbau 
angestrebt werden soll. Prozesse im Zuständigkeitsbereich des TMBWK fallen auch 
unter dieses Vorhaben. 

Laut der Thüringer Beurteilungsverordnung, welche am 1. März 2020 in Kraft getreten ist, 
sollen mindestens alle drei Jahre für Thüringer Beamte auf Lebenszeit zu einem 
einheitlichen Stichtag Regelbeurteilungen erstellt werden.  

 

Wir fordern deshalb, dass die Regelbeurteilungen gestrichen werden und künftig 
nur noch eine Anlassbeurteilung bei Bewerbungen auf ein Beförderungsamt oder 
bei allgemeinen Auswahlentscheidungen erstellt wird. Die Streichung muss 
schnellstmöglich umgesetzt werden, da der neue Beurteilungszeitraum bereits 
läuft.   

 

Begründung: 

Da eine „normale” Lehrkraft, die sich nicht auf Funktionsstellen bewirbt, keine Chance 
auf ein Beförderungsamt hat, sehen wir aus unserer Sicht keinen Grund für 
wiederkehrende Regelbeurteilungen. Die letzte Beurteilungswelle (2023/2024) hat 
deutlich gezeigt, dass die bürokratischen Abläufe viel zu viel Zeit in Anspruch nehmen, 
Schulleitungen neben ihren anderen umfassenden Aufgaben massive Kapazitäten 
nimmt und die bearbeitenden Stellen (Schulleitungen, Schulämter und gegebenenfalls 
Ministerium) lähmen. Beispielsweise im Staatlichen Schulamt Ostthüringen warten bis 
heute noch einzelne Personen auf die Eröffnung ihrer Beurteilungen. Dieser Umstand ist 
inakzeptabel.   
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10. Echte Entlastung der Schulleitungen  

Die Aufgaben an einer Schule werden nahezu täglich mehr. Schulleitungen wissen oft 
nicht, wo sie mit ihrer Arbeit beginnen sollen. Neu hinzugekommen sind zum Beispiel 
das Schutz-, Gesundheits- und Ganztagskonzept, welche erstellt und umgesetzt werden 
müssen. Für echte Entlastung können Personen sorgen, die den Schulleitungen vor 
allem die bürokratischen Aufgaben abnehmen. Zu diesem Personenkreis gehören vor 
allem die seit Jahren existierenden Schulsachbearbeiter. Neu hinzugekommen sind die 
Schulverwaltungsassistenten. Probleme ergeben sich jedoch, wenn die Schule nicht die 
Möglichkeit hat, eine Schulverwaltungsassistenz zu erhalten oder der 
Schulsachbearbeiter nicht täglich an der Schule arbeitet.  

 

Wir fordern deshalb, dass jede Schule und sei sie auch noch so klein, täglich 
einen Schulsachbearbeiter für mehrere Stunden vor Ort zur Verfügung hat oder 
dass Schulverwaltungsassistenzen an allen Schulen eingesetzt werden. Wir 
bevorzugen jedoch, dass vorherrschende, bereits etablierte Strukturen bestehen 
bleiben und eingearbeitete Personen ihren Beschäftigungsumfang gegebenenfalls 
erhöhen können, damit ein reibungsloser Ablauf und eine echte Entlastung vor Ort 
stattfinden können. 

 

Begründung: 

Die Entgegennahme von Telefonaten, Bearbeitung des Postein- und ausgangs, Pflege der 
Schüler- sowie Personaldatensätze und die Unterstützung bei der allgemeinen 
Arbeitsorganisation bleiben an Tagen, an denen das Schulsekretariat nicht besetzt ist, 
unbearbeitet liegen oder müssen von der Schulleitung zusätzlich erledigt werden.   

Schulsachbearbeiter und/oder Schulverwaltungsassistenten tragend entscheidend zum 
reibungslosen Funktionieren des Schulalltags bei. Sie entlasten die Schulleitungen bei 
zeitintensiven Verwaltungsaufgaben und tragen zur optimalen Nutzung finanzieller 
Ressourcen bei. Durch ihre Unterstützung bei Schulveranstaltungen und 
administrativen Tätigkeiten können sich auch Lehrkräfte stärker auf die pädagogische 
Arbeit konzentrieren. In einer Zeit, in der die Anforderungen an Schulen und ihre Akteure 
stetig steigen, sind Schulverwaltungsassistenten und Schulsachbearbeiter nicht nur 
eine wertvolle Hilfe, sondern integraler Bestandteil eines effektiven Bildungssystems in 
Thüringen.  

 

 


